
Deportationen und finaler Raub I

Der für die Organisation der Deportationen zuständigen Gestapoleit-
stelle Stuttgart war die sorgfältige Auflistung des Vermögens der Juden 
besonders wichtig. In ihrem Schreiben vom 18. November 1941 an 
die Landräte und Polizeidirektoren hieß es: „Um etwaigen Vermögens-
verschiebungen vorzubeugen, wird das Vermögen der abzuschie-
benden Juden in seiner Gesamtheit staatspolizeilich beschlagnahmt. 
[...] Aufgabe ist es also die Juden rechtzeitig zu sammeln, im Beneh-
men mit den Finanzbehörden das Vermögen sicherzustellen, die 
Wohnungen zu versiegeln, evtl. Hausverwaltungen zu bestellen,  
die einzelnen Personen durchsuchen zu lassen, das Gepäck zu 
kontrollieren und mit einer entsprechenden Anzahl von Beamten 
die Juden am 27. bzw. 28.11 .41 [...] im Sammellager in Stuttgart 
einzuliefern.“

Vermögenserfassung

Zur Vorbereitung der Beschlagnahmung musste Mitte November 1941 
für jede Person – auch für Kinder – eine gesonderte Vermögenserklä-
rung abgegeben werden. Die Jüdische Kultusvereinigung Württemberg 
hatte den betroffenen Menschen mitzuteilen, dass sie „zu einem  
Evakuierungstransport nach dem Osten eingeteilt worden sind“, und  
ihnen das Formular zur „Vermögenserklärung“ auszuhändigen.

Leibesvisitationen und Wohnungsversiegelungen

In ihren Heimatorten mussten die Menschen Leibesvisitationen über 
sich ergehen lassen, bevor sie mit der Eisenbahn nach Stuttgart  
gebracht wurden. Dabei wurden ihnen alle persönlichen Wertgegen-
stände außer den Eheringen und das gesamte Bargeld abgenommen. 
Finanzbeamte verglichen die Wohnungseinrichtungen mit den Ver-
mögenslisten und ließen die Wohnungen im Anschluss versiegeln.

Für jedes Familienmitglied, das deportiert wurde, musste im Detail aufgeführt werden, was es 
besaß: Möbel, Kunstgegenstände, Schmuck, Geschirr, Wäsche und Konten bei Banken und 
Sparkassen und Barmittel. Auch für Kinder musste eine gesonderte Erklärung abgegeben werden.

Protokoll über die Versiegelung der Wohnungen  
in Hechingen am 27. November 1941.

Protokoll über die Leibesvisitationen, 
die bei Hechinger Jüdinnen und Juden 
durchgeführt wurden.

Für Rexingen fand sich ein Zettel in den  
Finanzamtsakten, auf dem vermerkt wurde, 
wieviel Bargeld den Deportierten abgenom-
men wurde: 318,24 Reichsmark.  
Außerdem wurde vermerkt, dass von Elias 
Levi zwei Geißen und von Isak Pressburger 
eine Kuh und drei Ziegen beschlagnahmt 
worden waren.



Deportationen und finaler Raub II

Der Oberfinanzpräsident in Stuttgart organisierte und leitete den Raub des Vermögens der 
jüdischen Bevölkerung. Er war der Ansprechpartner für die NSDAP und stand in direktem 
Kontakt zu den Reichsbehörden in Berlin. Den ersten Zugriff auf das Raubgut hatten das 
Oberfinanzpräsidium und der Höhere SS- und Polizeiführer in Stuttgart.

Das Oberfinanzpräsidium 
bedient sich selbst

Das Oberfinanzpräsidium 
nutzte seinen Sitz in der  
Landeshauptstadt und  
sicherte für die „Reichfinanz-
verwaltung zum eigenen 
Dienstgebrauch“ große Teile 
des Eigentums der depor-
tierten Stuttgarter Jüdinnen 
und Juden. Der Bedarf des 
Oberfinanzpräsidiums ging 
von Kleinmöbeln über Büro- 
materialien und Schreib- 
maschinen bis zu wertvollen 
Teppichen, Ölgemälden und  
Klavieren.

Die Finanzämter der 
Landeshauptstadt for-
dern ihren Anteil

Sofort nach der ersten De-
portation im Dezember 1941 
meldeten die Stuttgarter Fi-
nanzämter ihre Wünsche an 
beschlagnahmten Möbeln, 
Teppichen und Bildern beim 
Oberfinanzpräsidenten an; 
sie wurden möglichst gut 
versorgt.

Das Oberfinanzpräsidium als Zentrale der Kommunikation und Entscheidung

Die einzelnen Finanzämter hatten dem Oberfinanzpräsidium zu melden, was an Raubgut  
angefallen war. Der Oberfinanzpräsident und seine Beamten gaben den Leitungen der  
Finanzämter generelle An-
weisungen und entschieden 
in Einzelfällen, wer welchen 
Teil des Raubguts erhalten 
sollte. Von besonderem In-
teresse war neben der Be-
friedigung der Wünsche der 
Amtsvorsteher die Versor-
gung der Reichsfinanzschu-
le in Sigmaringen, der Zoll-
schule in Bregenz-Lochau 
und des Hauptzollamts in 
Friedrichshafen.

Acht Beispiele aus einer Vielzahl von Belegen aus dem  
Staatsarchiv Ludwigsburg, die dokumentieren, wie sich  
das Oberfinanzpräsidium mit Raubgut ausgestattet hat.

Die Finanzämter Stuttgart-Nord und Stuttgart-Süd reichen  
ausführliche Wunschlisten beim Oberfinanzpräsidium ein.  
Sie möchten u.a. Klaviere. Das Finanzamt Süd hat Bedarf  
an zehn Ölgemälden.

Das Finanzamt Stuttgart-Ost möchte 
ein Klavier und bekommt es vom 
Oberfinanzpräsidium geliefert.

Auch das Finanzamt für Körperschaften  
in Stuttgart wird auf Nachfrage mit einem 
Klavier aus dem Raubgut bedient.

Das Finanzamt Künzelsau 
möchte Möbel aus dem 
Raubgut und erhält vom 
Oberfinanzpräsidium die 
Genehmigung zur Über- 
nahme.

Beim Finanzamt Riedlingen sind 16 
Teppiche angefallen. Das Oberfinanz-
präsidium entscheidet, wie die Teppiche 
auf Finanzämter und andere staatliche 
Stellen in Oberschwaben verteilt 
werden sollen.

Auflistung von Raubgut, das die Reichsfinanzschule Sigmaringen 
von verschiedenen Finanzämtern erhalten hatte.



Deportationen und finaler Raub III

Die einzelnen Finanzämter machten die Arbeit vor Ort: die Verwaltung 
und Verwertung der Grundstücke und Gebäude, die Sortierung 
des Hausrats, die Befriedigung der örtlichen NS-Organisationen 
und schließlich die Versteigerungen von Hausrat und Kleidungs-
stücken an die Bevölkerung. 

Das Finanzamt und die lokalen NS-Organisationen greifen zu

Am Beispiel des Finanzamts Horb, dessen Akten weitgehend er-
halten sind, lässt sich der Raubzug besonders gut nachvollziehen:  
Zunächst konnten der Höhere SS- und Polizeiführer Südwest in 
Stuttgart und der Oberfinanzpräsident aus dem Raubgut, das dieses 
Finanzamt beschlagnahmt hatte, die besten Stücke auswählen. 
Dann bekamen das örtliche Finanzamt und die lokalen NS-Organi-
sationen das Recht auf den Zugriff. 

Auswärtige Interessenten wissen vom Raubgut

Aber auch aus dem weiterem Umkreis meldeten sich oftmals  
Kaufinteressenten für das Hab und Gut der Deportierten direkt 
beim Finanzamt Horb.

Verwertung der Immobilien am Beispiel von Rexingen

Die größten Vermögenswerte, die an das Deutsche Reich fielen, 
waren die Grundstücke, Wohnungen und Häuser der deportierten 
Familien. Man konnte sie vermieten, verkaufen oder für öffentliche 
Zwecke verwenden.

Ausschnitt aus 
einer mehrseitigen 
Liste von Teppichen 
der deportierten  
Jüdinnen und 
Juden. Die Finanz-
ämter, die den je-
weiligen Teppich 
erhalten hatten, 
wurden rot notiert.

„Etwa 30 Tassen mit Kuchenteller u. 
Kannen, einwand(f)reie Form, ohne 
Schnörkel“:  Wie bei einem Versand-
haus bestellte die Kreisfrauenschafts-
leitung beim Finanzamt Horb Haus-
haltsgegenstände.

Die NS-Volkswohlfahrt Kreisamts- 
leitung Horb quittierte den Erhalt von 
Lebensmitteln aus dem Wintervorrat 
der deportierten Familien.

Der Kreisschulungsleiter der NSDAP 
Kreisleitung Horb brauchte Lehrstoff 
für seine Schulungen. Er erhielt Bü-
cher zur Geschichte der Juden in 
Süddeutschland, ein Lehrbuch zur 
hebräischen Sprache, ein Kinderbuch 
und anderes. Sein besonderes Inte-
resse galt Gebetbüchern. Aus dem 
Bestand der Synagoge in Rexingen 
erhielt er allgemeine Gebetbücher 
und Gebetbücher zu den jüdischen 
Feiertagen.

Die Gemeide Onstmettingen hatte 
schon Möbel erhalten. Der Bürger-
meister bat jetzt das Horber Finanz- 
amt noch um „etwas Küchengerät“  
für die Ausstattung angesiedelter  
Familien aus Slowenien, die ein- 
gebürgert werden sollten.

Das Forstamt Neuenbürg 
bei Pforzheim – fast 70 km 
von Horb entfernt – bestellte 
beim Finanzamt Horb  
Geschirr, Besteck und  
anderes für die Errichtung 
eines Kriegsgefangenen- 
lagers.   
Das Finanzamt Horb lieferte 
die gewünschten Objekte.

Auflistung von Wohnungen, die dem  
Höheren SS- und Polizeiführer Südwest  
in Stuttgart zur Unterbringung von Um- 
siedlern zur Verfügung gestellt wurden.

Karte, die vom Finanzamt Horb  
im März 1942 angelegt wurde,  
um den Überblick über die  
verkauften bzw. noch zu ver-
kaufenden Häuser zu behalten. 
Bei den durchgestrichenen 
Häusern waren Kaufverträge 
bereits abgeschlossen und die 
neuen Eigentümer im Grund-
buch eingetragen worden.



Versteigerungen vor und nach den Deportationen 

Versteigerungen von Hausrat und Möbeln 
von Juden waren im nationalsozialistischen 
Deutschland ein Massenphänomen, an dem 
sich viele Bürgerinnen und Bürger – nicht  
selten die ehemaligen Nachbarn der Verfolgten 
– beteiligten. Bereits vor den Deportationen 
kam es zu zahlreichen privaten Versteigerungen  
von Hausrat, wenn Juden sich zur Flucht ent-
schlossen. Diese Aktionen – die zum Teil in 
den Wohnungen stattfanden – riefen viele 
Schaulustige und Schnäppchenjäger auf  
den Plan. 

An vielen Orten wie Stuttgart, Rexingen,  
Baisingen, Haigerloch, Laupheim, Künzelsau  
oder Eschenau fanden nach den Deportationen 
im Winter 1941 und Sommer/Herbst 1942 
größere Versteigerungen statt, die die Finanz-
ämter mit den örtlichen Inventierern organisier-
ten. Weniger wertvolle Sachen sollten laut 
Oberfinanzpräsidenten an die »Volksgemein-
schaft« abgegeben werden.  

Schnäppchenjagd in Eschenau bei Heilbronn 

Nach der Räumung des jüdischen Zwangsaltenheims Eschenau im August 1942, dessen 
82 Bewohnerinnen und Bewohner in das KZ Theresienstadt deportiert wurden, fand dort 
im Herbst eine große Versteigerung statt. Heilbronner Finanzbeamte und der dortige Stadt-
inventierer organisierten im Schlosspark in Eschenau den Verkauf des Hausrats, der Kleidung 
und des Mobiliars der deportierten Juden. Zahlreiche Personen aus dem Ort und der Region 
waren anwesend. Ein Beteiligter, damals ein Kind, erinnert sich: „Drei Tische, da waren 
Utensilien drauf, vorwiegend Weißwäsche, meine Mutter hat ein geflochtenes Nähkörble 
ersteigert. Es wurde die Habe aufgerufen und hochgehoben. Es wurde gleich bezahlt.“  
Bei der Versteigerung wechselten Kleidungsstücke, Bettzeug und Kommoden zu einem 
Spottpreis die Besitzer. Den Gesamterlös von mehreren tausend Reichsmark kassierte  
das Finanzamt Heilbronn für den NS-Staat.

Zuweilen gab es Vorfälle, bei denen Mitbietende bevorzugt wurden und andere trotz höheren 
Gebots leer ausgingen. Vor der Versteigerung hatten Polizisten und Nationalsozialisten 
Schmuck und Wertgegenstände der Opfer unter sich aufgeteilt. Persönliche Bereicherungen 
waren in der Region und reichsweit häufiger zu beobachten. 

Versteigerungen begleiteten die Shoah 

Über die Versteigerungen waren viele normale Deutsche moralisch, sozial und finanziell in den 
Prozess der Auslöschung der jüdischen Existenz verwickelt. Man ging bei allen Versteigerungen  
davon aus, dass die deportierten Juden nie mehr zurückkehren würden. Die Gründe für die  
Beteiligung waren verschieden: Antisemitismus, persönliche Gier, ein mangelndes Unrechts- 
bewusstsein, weil der NS-Staat solche „legalen“ Versteigerungen organisierte, und die  
materiellen Interessen während des Krieges, die den verbrecherischen Kontext der Ver- 
steigerung ausblendeten.

An den Versteigerungen beteiligten sich viele Menschen.  
Das Bild zeigt Lörracher Bürgerinnen und Bürger bei der  
Versteigerung von Hab und Gut von Juden, die wenige Wochen 
zuvor im Oktober 1940 nach Gurs deportiert worden waren.
(Foto: Stadtarchiv Lörrach)

Protokoll des Verkaufs der Fahrnis (bewegliche Habe) von Simon 
Metzger aus Berlichingen. Die Versteigerung am 8. und 9. Januar 
1942 führten der Auktionator Hermann Vogel und zwei Beamte 
des Finanzamts Künzelsau durch. Sie listeten minuziös jeden 
verkauften Gegenstand, dessen Käufer und den Verkaufspreis 
auf. Der Gesamterlös betrug 1156, 80 Reichsmark, davon kas-
sierte der Versteigerer zehn Prozent.

Anzeige des Finanz-
amts Stuttgart-Süd  
im Stuttgarter Neuen  
Tagblatt über die 
Zwangsversteigerung 
am 9. Dezember 1941 
in der Rotebühl- 
Kaserne. Die Ankün-
digung erfolgte nur 
einige Tage nach der 
ersten Deportation 
von über 1 .000 Men-
schen aus Württem-
berg in das Ghetto 
Riga. Außerdem  
fanden jeden Freitag 
im Alten Schloss in Stuttgart Versteigerungen von beschlag-
nahmten Gütern statt, die emigrierte oder deportierte Juden 
hatten zurücklassen müssen.

Die erste von insgesamt fünf Anzeigen in der Schwarzwald- 
Rundschau, mit denen die Versteigerungen von Raubgut durch 
das Finanzamt Horb im Januar 1942 angekündigt wurden.

Im Herbst 1942 fand vor und in der Orangerie des Schlosses 
Eschenau eine große Versteigerung statt. Das Schloss hatte  
zwischen Dezember 1941 und August 1942 als jüdisches 
Zwangsaltenheim gedient. 



Zwangsverkäufe der Synagogengebäude  
und Friedhöfe

Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten 1933 lösten sich durch Wegzug und 
Emigration eine Reihe von jüdischen Landgemeinden in Württemberg und Hohenzollern auf. 
1938 wurden noch etwa 50 Synagogen und jüdische Beträume genutzt. Diese wurden bei 
den Pogromen vom 9./10. November 1938 niedergebrannt oder im Innern so zerstört, dass 
sie nicht mehr als Gotteshäuser genutzt werden konnten. Der Schutt der abgebrannten Syna-
gogen wurde noch 1938/1939 auf Kosten der jüdischen Gemeinden beseitigt. 

Die Kommunen kauften die noch bestehenden Gebäude oder die Grundstücke von den in 
großer Bedrängnis stehenden jüdischen Gemeinden bzw. von der Jüdischen Kultusvereinigung 
Württemberg e.V. und der Reichsvereinigung der Juden in Deutschland. Über die Erlöse 
konnten die jüdischen Verkäufer nicht verfügen. Sie kamen auf Sperrkonten und wurden nach 
den Deportationen 1943 vom Deutschen Reich beschlagnahmt. Die ehemaligen Gotteshäuser  
wurden demonstrativ unwürdig genutzt, z.B. als Sammellager für den beschlagnahmten Haus- 
rat der Deportierten, als Turn- und Rekrutierungshallen für Soldaten. Sie wurden zu Heimen 
der Hitlerjugend umgebaut oder als Produktions- und Lagerstätten für Gewehre verwendet.

Enteignung der jüdischen Friedhöfe 1943 bis 1945

Auf jüdischen Friedhöfen fanden nach 1933 weiterhin Beisetzungen statt, obwohl Friedhofs- 
schändungen in der nationalsozialistischen Zeit immer mehr zunahmen und einige jüdische 
Friedhöfe im Zuge der Novemberpogrome 1938 und danach schwer verwüstet wurden.
1941 begannen in Württemberg und Hohenzollern die Deportationen der jüdischen Bevöl-
kerung, und die meisten jüdischen Friedhöfe wurden geschlossen. 

Viele Kommunen wollten deren rasche Auflösung, um die Grundstücke anderweitig zu nut-
zen. Da aber für jüdische Friedhöfe keine gesonderten Verwaltungsrichtlinien existierten, 
mussten die allgemein vorgeschriebenen Ruhezeiten eingehalten werden. Außerdem sollten 
die Kommunen gegenüber den jüdischen Familien haften, wenn Gräber aufgelöst worden 
wären. Der sich immer mehr zuspitzende Kriegsverlauf ließ nun manche Gemeinden zögern. 
Erst im Januar 1945 wurde diese Haftungsverpflichtung zurückgenommen. Die Gemeinden 
konnten nun die Friedhöfe erwerben, die Grabsteine abräumen und die Grundstücke um-
nutzen. Dazu ist es in den meisten Fällen durch das Ende des NS-Regimes nicht mehr ge-
kommen.

Der jüdische Friedhof in 
Neckarsulm wurde 1942 
von der Stadt gekauft.  
Ein Großteil der Grabsteine  
wurde abgeräumt und zum 
Straßenbau verwendet. 
Verbleibende Trümmer 
wurden zu Haufen zusam-
mengeschichtet. 
Mit den verbliebenden 
Grabsteinen und den 
Trümmern wurde 1945 
versucht, den Friedhof 
wiederherzustellen.

Die Ulmer Synagoge nach dem Novemberpogrom. Die Synagoge 
wurde von Mitgliedern der SA angezündet. Um ein Übergreifen 
des Feuers auf angrenzende Häuser zu verhindern, löschte 
die Feuerwehr den Brand. Die Reste der Synagoge wurden im 
November 1938 auf Kosten der jüdischen Gemeinde abgerissen.

Die Stuttgarter Synagoge wurde im Beisein der Feuerwehr  
von Mitgliedern der SA angezündet.
Die Ruine musste von 15 jüdischen Männern, die man aus 
Konzentrationslagern geholt hatte, abgebrochen werden.  
Die Steine wurden an Weingärtner im Remstal für den Bau 
von Weinbergmauern verkauft.

Ab Oktober 1943 vermietete 
die bürgerliche Gemeinde 
Rexingen die im Innern  
zerstörte Synagoge an die 
Waffenfabrik Mauser in 
Oberndorf am Neckar.  
In der Synagoge wurden  
von russischen Kriegs- 
gefangenen Gewehrschäfte 
produziert und gelagert.



Restitution und Entschädigung

Unter den westlichen Alliierten war Konsens, dass zu Unrecht erworbenes Eigentum nach 
Kriegsende rückerstattet werden musste. Man konnte sich jedoch nicht auf ein einheitliches 
Vorgehen einigen. Umstritten war besonders der Umgang mit erbenlosem Vermögen. Jüdische 
Organisationen formulierten dafür einen Anspruch des gesamten jüdischen Volkes. Nur die 
amerikanische Militärregierung akzeptierte diese Forderung. 
 
Die deutschen Vertreter im neugebildeten Länderrat waren nicht gewillt, die bis 1945 be-
gangenen Untaten umfassend zu prüfen und aufzuarbeiten. Man war der Auffassung, dass 
allein der NS-Staat und seine Organisationen für die begangenen Verbrechen verantwortlich 
seien. In dieser Situation erließ die amerikanische Militärregierung 1947 das Militärregierungs-
gesetz Nr. 59. Es bestimmte, dass unrechtmäßig erworbenes Vermögen rückzuerstatten 
sei. Die französische Militärregierung folgte mit einer eigenen Verordnung. 

Ebenfalls auf Initiative der Amerikaner wurde 1949 ein Gesetz zur Wiedergut-
machung nationalsozialistischen Unrechts verabschiedet. Es regelte Entschä-
digungen für den Verlust an Freiheit, Gesundheit, für verhindertes berufliches 
Fortkommen und für gezahlte Sonderabgaben. Bis zum Bundesentschädigungs- 
Schlussgesetz 1965 wurden auf dieser Grundlage weitere Bestimmungen eingeführt.

Beweisunterdrückung und Demütigungen 

Bei der Rückerstattung von Immobilien und Unternehmen konnten mit Grundbüchern 
und Handelsregistern die ehemaligen Besitzverhältnisse belegt werden. Die meisten 
Fälle endeten mit einem Vergleich. Die rechtmäßigen Besitzer, die meist im Ausland 
lebten, verzichteten oft darauf ihre Häuser und Firmen in Deutschland wieder zu 
übernehmen. 

Schwierig war es bei Barvermögen oder Hausrat, da die früheren Eigentümer be-
legen mussten, was sie ursprünglich besessen hatten. In vielen Fällen wurden von 
den Finanzämtern Listen über geraubte Güter als Beweismittel unterdrückt. Oft 
bearbeiteten Beamte, die an der Durchführung der Ausraubung beteiligt gewesen 
waren, die Entschädigungsanträge und feilschten mit den Erben über das Todes-
datum der Ermordeten. In den Formularen wurden weiter rassistische Kategorien 
verwendet. Anträge wurden verschleppt, und schließlich formierten sich die Profiteu-
re der Ausraubung und stellten sich als die eigentlichen Opfer dar, wenn es an Rückgaben 
oder Nachzahlungen ging.

Erst durch die von den Alliierten 1947/49 
erlassenen Gesetze und Verordnungen 
wurde das an den jüdischen Familien 
begangene Unrecht von deutscher Seite 
anerkannt. Allerdings wurde der Kampf 
um eine Entschädigung für Betroffene 
häufig zum entwürdigenden Kleinkrieg 
mit den bundesdeutschen Behörden. 

Der Chef der amerikanischen 
Militärregierung, General  
Lucius D. Clay, war maß-
geblich daran beteiligt, dass 
Gesetze zur Restitution und 
Entschädigung verabschiedet 
wurden.

Im Wiedergutmachungs- 
Fragebogen von 1950  
mussten sich die ehemals 
Verfolgten unter Punkt 6 
„Rassenzugehörigkeit“ immer 
noch in die NS-Kategorien 
»Volljude, Mischling I oder II« 
einstufen.

5 DM pro Tag: Wenn nicht genau festzustellen war, wann jemand 
ermordet wurde, sparte sich der deutsche Staat durch eine 
möglichst frühe Annahme des Todestages weitere Zahlungen 
für den Entzug von Freiheit. 

Die Zeitschrift „Die Restitution“ 
wurde zum Sprachrohr der 
Profiteure der Ausraubung – 
die Täter stellten sich als  
Opfer dar.


